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ANZEIGE

«Der legale Handel mit Cannabis schafft Arbeitsplätze»
Jan Schmidt, Präsident der JungenGLP,möchteHanf als «verloreneTradition»wiederbeleben.Das Potenzial sei riesig, nicht zuletzt
für Einsparungen bei denKrankenkassen.

Christof Ramser

Wennman IhreParteiwählt,
wie siehtdie Schweizdann in
15 Jahrenaus?
Jan Schmidt: Unser Ziel ist eine
innovative und zukunftsorien-
tierte Schweiz, sei es in der
Energieproduktion, bei den Le-
bensmodellen oder der Canna-
bislegalisierung. In 15 Jahren
werden die meisten Gebäude
mithilfe erneuerbarer Energien
undStromspeichern zueigenen
Kraftwerken.Mitdieserundvie-
len anderen Massnahmen wird
dieSchweiz zueinemklimaneu-
tralenFinanzplatzundkannsich
erneut international einzigartig
positionieren. Dies wird auch
durch die Zusammenarbeit im
europaweiten Nachtzugnetz-

werk erreicht, wodurch Kurz-
streckenflüge auf einMinimum
reduziert werden können. Die
Schweiz kann hier mit ihrem
fortschrittlichenBahnsystemals
Vorreiterin fungieren. Inunserer
Zukunft wird es weniger Hin-
dernisse für Familien geben.
Wir fordern bereits seit langem
eine Elternzeit, bei der Eltern
die benötigte Zeit für Familie
und Erwerbstätigkeit selbst be-
stimmen können. Hier müssen
wirunsererRealitätgerechtwer-
den und Chancengleichheit für
alleFamilienmodelle erreichen.
Auch verlorene Traditionen
möchten wir wiederbeleben:
den Hanf. Tatsache ist, dass
mehr als eine Viertelmillion
Menschen in der Schweiz Can-
nabis konsumieren. Wenn wir
den Handel mit Cannabis lega-
lisieren, schaffen wir Arbeits-
plätze, stärken unsere Sozial-
systeme und stellen sicher,
dass sauberes Marihuana kon-
sumiert wird. Dies birgt ein rie-
siges Potenzial für Mehrein-
nahmendurchBesteuerungund
Einsparungen in den Kranken-
kassen. Auch die Schweizer
Landwirtschaft kann von einer
lockerenRegulierung indiesem
Bereich profitieren.

Wasunterscheidet Sie von
IhrerMutterpartei?
Wir setzen uns besonders für
die Interessen der Digital
Natives ein. So zum Beispiel
bei realitätsfernen Bundesent-
scheiden wie Lex Netflix oder
der Benutzung von Gesichts-
erkennungssoftwares bei den
SBB. Auch bei einem weiteren
Anliegen,welches nur die junge
Bevölkerung betrifft, möchten
wir neue progressive Lösungen:
der Wehrpflicht. Wir schlagen
einen Einsatz, unabhängig von
Geschlecht und Herkunft, zu-
gunsten der Allgemeinheit vor.

WiestehenSie zum
Stimmrechtsalter 16?
Am politischen Diskurs sollen
so viele Menschen wie möglich
teilnehmen. Wir unterstützen
alsodieseForderung.Mankann
klar erkennen, dass Österreich
mit Italien die höchsteWahlbe-
teiligung von jungen Personen
inderEUhat. Auchdie Schweiz
sollte sich zum Ziel setzen,
eine hoheMobilisierung junger
WählerinnenundWähler zu er-
reichen, denn diese Menschen
müssen am längsten mit den
Entscheidungen von heute le-
ben.Dieswürdeauch langfristig
das Vertrauen in unsere Politik
stärken.

WarumbetreibenSie
als jungerMenschPartei-
politik?Undwiekommt
IhrEngagement imFreun-
deskreis an?
Ich finde es essenziell, dass
eine möglichst diverse Perso-
nengruppe in der Politik betei-
ligt ist. Dazu gehören auch die
Stimmen der jungen Men-
schen. Wir haben ein erhal-
tenswertes politisches System,
welches nur durch das Nach-
rutschen von engagierten
jungen Personen weiterleben

kann. Mein Umfeld freut sich
über meinen Einsatz und
unterstützt mich sehr. Am
meisten werde ich wohl zu
politischen Themen aller Art

befragt. Oft führt dies zu an-
geregten und konstruktiven
Diskussionen, welche notwen-
dig sind, um eine Zukunft für
alle zu gestalten.

JanSchmidt, Co-Präsident JGLP
Solothurn. Bild: zvg

Nur eine Partei ruft aus
Das Solothurner Sozialgesetz ist in die Jahre gekommen.DasUpdate für dasGesetz dürfte gute Chancen haben.

Raphael Karpf

Das Solothurner Sozialgesetz
soll eine Auffrischung erhalten.
Der Grund: Verschiedenste
AngeboteundDienstleistungen
wurden in den vergangenen
Jahren überarbeitet. Nun soll
dieneue, gelebtePraxis auch im
Gesetz wiedergegebenwerden.
Betroffen sind insbesondere:

— Integration: Indenvergange-
nenJahrenwurdedie Integration
vonAusländerinnenundAuslän-
dern verstärkt zu einer Aufgabe
derGemeindengemacht.Sofin-
det etwa der Infoanlass für neu
zugezogeneAusländerinnenund
Ausländer schon lange nicht
mehr zentral in Solothurn statt,
sondern in den jeweiligen Ge-
meinden. Auch weitere Mass-
nahmen für die Förderung der
Integration (insbesondere Bera-
tungsangebote)sindAufgabeder
Gemeinden.DemKantonoblie-
gen nur noch Sanktionen, wenn
die Integration verweigert wird.
Zudembetreibt derKanton eine
Anlauf- undKoordinationsstelle
für Integration, umdieGemein-
den zu beraten und zu unter-
stützen. Dieses Projekt mit
demNamen«start.integration»
ist mehrheitlich abgeschlossen,
98 der 107 Gemeinden haben
die notwendigen Integrations-
strukturen geschaffen.

— Diskriminierung: Heute
führt der Kanton eine Anlauf-
und Koordinationsstelle für In-
tegrationundgegenRassismus.
Damit soll die Diskriminierung

von Ausländerinnen und Aus-
ländernbekämpftwerden.Eine
Beschränkung auf diese Perso-
nengruppe sei nicht mehr zeit-
gemäss, so der Kanton. Darum
soll die Stelle in eineallgemeine
Anlaufstelle fürChancengleich-
heit umfunktioniertwerden,die
jegliche Form von Diskriminie-
rungbekämpfen soll. Insbeson-
dere auch diejenige von Men-
schenmit einer Behinderung.

— Religion: Beschränkte sich
der Kanton früher darauf, den

Dialog zwischen den verschie-
denen Religionen zu fördern,
hat er inzwischendieKoordina-
tionsstelle für Religionsfragen
geschaffen. Diese Stelle soll
nicht nur das gegenseitige Ver-
ständnis unter den Religionen
verbessern, sondern regelt auch,
welche gesamtgesellschaftli-
chen Leistungen Religionsge-
meinschaften erbringen.

Da dies alles Stellen sind, die es
bereits heute gibt, entstehen
durch die Gesetzesänderungen

keine zusätzlichen Kosten. Ein-
zig für die neun Gemeinden,
die noch keine Integrations-
strukturen geschaffen haben,
hat sie Folgen.

MehrereDetailänderungen
werdenangeregt
Wohlauchdeshalb stösst diege-
planteGesetzesänderung inder
Vernehmlassung nur auf wenig
Kritik. Es sind Details, die die
ParteienundVerbändeanregen.
Nur eine einzige Partei äussert
deutliche Kritik.

Die Grünen fordern, dass
Sprach- und Integrationskurse
vom Kanton selbst oder geeig-
neten Anbietern geführt und
nicht an die Gemeinden de-
legiert werden. Die SP verlangt
unter anderem,dassderKanton
Weiterbildungen anbietet, da-
mit die Gemeinden auf genü-
gend qualifiziertes Personal
zurückgreifen können, um die
jeweilige Ansprechstelle für In-
tegrationsfragen auch besetzen
zu können. Die Mitte betont,
dass bei der Integration künftig

nicht noch mehr Aufgaben an
dieGemeindenabgegebenwer-
den dürfen.

Die FDP steht den Koordi-
nationsstellen für Diskriminie-
rungsschutz und Religion kri-
tisch gegenüber: «Meist führen
solche neuen Stellen zu einem
Zusatzaufwand bei denen, wel-
che die zu ergreifenden Mass-
nahmen umsetzen müssen.»
UndderEinwohnergemeinde-
verband verlangt, dass der
Kanton die Gemeinden stärker
für die Integrationsmassnah-
men entschädigt.

Und schliesslich hat auch
die SVP an der Vernehmlas-
sung teilgenommen. Als ein-
zige Partei zerreisst sie das
Gesetz und holt dabei zum
Rundumschlag aus. Diskrimi-
nierung sei nicht für fehlende
Integration verantwortlich,
darum seien falsche Schlüsse
gezogen worden und das
Gesetz sei «geprägt von linker
Ideologie». Auch brauche der
Schweizer Bürger keine«pater-
nalistische Erklär-Behörde,
welche ihm immer wieder
eintrichtern will, wie diskrimi-
nierend er sich verhält».

Konkret spricht sich die
SVP gegen die Anlaufstelle
für Chancengleichheit und
gegen die Koordinationsstelle
für Religionsfragen aus. Die
Gemeinden sollen die Kosten
für die Integrationsstellen
vomBundvergütet bekommen,
zudem sollen die Gemeinden
Personen sanktionieren kön-
nen, welche die Integration
verweigern.

Deutschkurse sind eine ganz zentrale Integrationsmassnahme. Bild: Alex Spichale

Wahlserie

In einer Serie lassen wir
die Präsidentinnen und
Präsidenten der Solothurner
Jungparteien zu Wort
kommen. Heute Jan Schmidt,
Co-Präsident Jungen Grünlibe-
ralen. (szr) Anpacken statt anklebe

n!
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Ein Duo mit umfassenden Kenntnissen,
Kompetenzen und Kreativität!


